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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 13 R 125/16 B 
 
L 3 R 52/15 (LSG Hamburg) 
S 10 R 73/12 (SG Hamburg) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Georg-Schumann-Straße 146, 04159 Leipzig, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Mai 2016 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   Dr.  K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Hamburg 

vom 15. März 2016 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

vorstehend genannten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außer-

gerichtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat gegen die Nichtzulassung der Revision in dem ihm am 22.3.2016 zugestellten 

Urteil des LSG Hamburg vom 15.3.2016 mit einem von ihm verfassten und unterzeichneten, am 

12.4.2016 beim BSG eingegangenen Schreiben vom 10.4.2016 Beschwerde eingelegt. Mit wei-

terem Schreiben vom 8.5.2016, beim BSG eingegangen am 10.5.2016, hat der Kläger die Bewil-

ligung von Prozesskostenhilfe für das Beschwerdeverfahren beantragt. Eine Erklärung über sei-

ne persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse hat der Kläger nicht vorgelegt. 

 

Der Prozesskostenhilfeantrag des Klägers ist abzulehnen. 

 

Für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die damit verbundene Beiordnung eines Rechts-

anwalts zur Durchführung des Beschwerdeverfahrens gegen die Nichtzulassung der Revision ist 

nach der Rechtsprechung des BSG und der anderen obersten Gerichtshöfe des Bundes Vor-

aussetzung, dass nicht nur der Antrag auf Prozesskostenhilfe, sondern auch die Erklärung zu 

den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen auf dem dafür vorgeschriebenen Erklä-

rungsformular (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 117 Abs 2 bis 4 ZPO) bis zum Ablauf der Be-

schwerdefrist eingereicht wird (BSG SozR 1750 § 117 Nr 1 und 3; BVerfG SozR 1750 § 117 

Nr 2 und 6; BVerfG <Kammer> NJW 2000, 344). Hierüber ist der Kläger in den zutreffenden Er-

läuterungen zur Prozesskostenhilfe im Urteil des LSG Hamburg ausdrücklich belehrt worden. 

 

Diesen Anforderungen ist der Kläger nicht nachgekommen. Die Beschwerdefrist endete einen 

Monat nach Zustellung des Urteils, also am 22.4.2016 (§ 160a Abs 1 S 2, § 64 Abs 2 SGG). Bis 

zu diesem Zeitpunkt lag weder der Antrag auf Prozesskostenhilfe noch die Erklärung zu den 

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen des Klägers vor. Anhaltspunkte für eine Wieder-

einsetzung in den vorigen Stand (§ 67 SGG) sind insoweit nicht ersichtlich. 

 

Die von dem Kläger selbst eingelegte Beschwerde entspricht nicht den zwingenden gesetzlichen 

Vorschriften, weil sie nicht durch einen vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten 

(§ 73 Abs 4 SGG) eingelegt worden ist. Schon die Beschwerdeschrift muss von einem nach 

§ 73 Abs 4 SGG zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. Hierauf hat das 

LSG den Kläger in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils ebenfalls hingewiesen. 

Gegen diesen Vertretungszwang bestehen keine verfassungsrechtlichen Bedenken. Dies haben 

mehrfach sowohl das BSG (Beschlüsse vom 10.12.2014 - B 5 R 378/14 B - Juris RdNr 2 und 

vom 3.5.2011 - B 9 SB 21/11 B - Juris RdNr 3) als auch das BVerfG (Beschluss vom 

16.6.1983 - 1 BvR 664/83 - SozR 1500 § 166 Nr 10 und Kammerbeschluss vom 

18.12.1991 - 1 BvR 1411/91 - SozR 3-1500 § 160a Nr 7) entschieden. 
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Die nicht formgerecht eingelegte Beschwerde ist durch Beschluss ohne Zuziehung der ehren-

amtlichen Richter als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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